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Eberhard Thiel

Finanznöte 
im 
Föderalismus

i | ' ’K

Man kann wohl realisfischerweise davon ausgehen, daß der vorliegende Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans für 1983 zur Korrektur ansteht. Zum einen ist zu bezweifeln, daß 

die angenommene reale Wachstumsrate des Sozialprodukts von 3 % weiterhin als Aus­
gangsbasis akzeptiert werden kann. Wenn die Annahmen über die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung jedoch pessimistischer ausfallen, werden die Schätzungen der Steuereinnah­
men niedriger und die Ausgaben für einige Transferzahlungen höher anzusefzen sein. Wenn 
dann keine weiteren Änderungen in den Abgabe- und in den Leistungsgesetzen vorgenom­
men werden, ist mit einer höheren Nettokreditaufnahme des Bundes zu rechnen. Zum ande­
ren sind aber selbst die gesetzlichen Korrekturen, die den vorliegenden Entwurf erst ermögli­
chen, noch keineswegs gesichert. So mehren sich die Proteste der Betroffenen und insbe­
sondere des Bundesrates gegen die vorgesehenen Steueränderungen und gegen die Um­
schichtungen im Bereich der sozialen Sicherung.

All dies macht es den übrigen Gebietskörperschaften nicht leicht, ihre Haushaltsentwürfe 
rechtzeitig aufzustellen. Sie befürchten alle den Zwang einer weiterhin ansteigenden Ver­
schuldung mit all den negativen Folgen für ihren künftigen Dispositionsspielraum, wenn die­
ser überhaupt noch gegeben ist und insbesondere die Gemeinden die Grenzen ihrer Ver­
schuldungsfähigkeit nicht schon erreicht haben. Außerdem werfen Länder und Gemeinden 
dem Bund vor, daß er sich in seinem Haushaltsgebaren nicht ausreichend an die von ihm im­
mer wieder vorgetragene Aufforderung zum Sparen und zur Umstrukturierung zugunsten in- 
vestiver Ausgaben halte und daß sie erheblich durch Bundesgesetze belastet werden. Dar­
über hinaus saniere sich der Bund durch Rückgriffe auf Gewinne der Bundesbank und der 
Bundespost sowie auf Reserven im Bereich des Sozialversicherungssystems. Solche Wege 
stünden ihnen zur Entlastung ihrer Haushalte nicht zur Verfügung. Auch wenn man diese 
Vorwürfe angesichts der unterschiedlichen Aufgabenstellungen im Föderalismus relativie­
ren sollte, bleibt in der aktuellen Situation noch ein weiteres Element der Unsicherheit für die 
Länder und Gemeinden bestehen.

Eigentlich wären die Verhandlungen um die Neuverteilung der Umsatzsteuer nicht beson­
ders zu erwähnen, da sie fast eine Dauerveranstaltung sind. In diesem Jahr ist jedoch ein 
Kompromiß nicht mehr so relativ einfach zu finden wie früher, und auch Auswege über pau­
schale Regelungen wie einst mit Hilfe der Kindergeld-Milliarde scheinen versperrt zu sein. Ei­
ne der Ursachen hierfür ist die Diskussion um den dem Lande Niedersachsen zufließenden 
Förderzins für die inländische Öl- und Gasgewinnung. Die dringende Forderung der anderen 
Länder, diese die Finanzkraft des Landes stärkenden Finanzmittel bei der Regelung der Fi­
nanzbeziehungen zwischen den Ländern und dem Bund zu berücksichtigen, ist angesichts 
der Tatsache verständlich, daß Niedersachsen bisher die höchsten Ergänzungszuweisun­
gen vom Bund und die höchsten Zahlungen aus dem horizontalen Länderfinanzausgleich er­
hält.

Inzwischen gilt es als sicher, daß die Förderzinseinnahmen zumindest teilweise und in 
Etappen bei einer Neuregelung berücksichtigt werden. Ob dabei lediglich die Ergänzungszu-
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Weisungen an Niedersachsen gekürzt werden oder ob Niedersachsen geringere Zuflüsse 
aus dem Länderfinanzausgleich erhält, ist noch offen. Zu klären ist auch noch, ob der Bund 
seine Ergänzungszuweisungen einfriert oder sogar senkt und ob die vorgesehenen Rege­
lungen mit einer Erhöhung des Länderanteils an der tVlehrwertsteuer gekoppelt sein werden. 
Als Ergebnis der noch laufenden Verhandlungen ist somit eine Revision der Finanzaus­
gleichsbeziehungen zwischen Bund und Ländern zu erwarten, die sowohl die Verteilung der 
Umsatzsteuereinnahmen als auch eine Umgestaltung der Ergänzungszuweisungen des 
Bundes und des horizontalen Finanzausgleichs zwischen den Ländern umfaßt.

Die Notwendigkeit, höhere Nettokreditaufnahmen über konjunkturbedingte IVIehrbelastun- 
gen hinaus zu vermeiden, macht dieses Ringen um die Einnahmequellen verständlich, zu­
mal auch die besondere Verantwortung der Länder für die Finanzierung der Gemeindeaus­
gaben im Rahmen der Finanzzuweisungssysteme ein hohes Gewicht hat. IVIerklich still ist es 
dagegen um eine Neuregelung der Aufgabenverteilung zwischen Bund und Ländern gewor­
den. Auch die oft diskutierte mögliche Ablösung der Gemeinschaftsaufgaben durch entspre­
chende Finanzausgleichsmaßnahmen würde zu einer echten Reform der Bund-Länder-Be- 
ziehungen gehören. An der gegenwärtigen Diskussion bleibt unbefriedigend, daß lediglich 
über eine Angleichung der unterschiedlichen Finanzkraft der Länder diskutiert wird, ohne 
daß eine verfeinerte Orientierung am Bedarf der einzelnen Gebietskörperschaften erfolgt. Es 
scheint zunächst bei den globalen Angleichungskriterien zu bleiben.

Es ist aber offensichtlich, daß in Zukunft sorgfältige Überprüfungen der Bedarf e der einzel­
nen Gebietskörperschaften als Grundlage für sinnvoll erachtete Ausgleichsmaßnahmen 
auch im Interesse der Erhaltung des Föderalismus immer dringender werden. Denn wenn 
entsprechend den vorliegenden globalen Planungen die Wachstumsraten der öffentlichen 
Haushalte in den nächsten Jahren tatsächlich geringer als das gesamtwirtschaftliche 
Wachstum ausfallen sollten, dann kann das besonders bei weiterhin hohen Transferleistun­
gen ein Stagnieren oder sogar eine reale Verminderung der Ausgaben für Personal und Vor­
leistungen bedeuten: die Investitionen nehmen bereits real ab. Wenn somit der reale Input in 
den Produktionsprozeß der öffentlichen Leistungen sinkt, wird folglich auch die reale öffentli­
che Leistungsabgabe zurückgehen.

So verdienstvoll und nötig es auch ist, die Etats nunmehr nach kleinen und kleinsten Ein­
sparungsmöglichkeiten zu durchforsten, so wird das doch zu ebensowenig befriedigenden 
Ergebnissen führen wie pauschale Kürzungen der Personal- oder Investitionsaufwendun­
gen. Notwendig ist eine Umstrukturierung der öffentlichen Aufgabe?). Chancen hierzu waren 
schon in Zeiten mit kräftig sprudelnden Steuerquellen gegeben, wurden damals aber nicht 
genutzt. Heute muß dringend entschieden werden, welche Aufgaben in Zukunft Vorrang ha­
ben sollen und welche Funktionen vermindert oder gar aufgegeben werden müssen. Auch 
die Inputs für einzelne Funktionen des Staates sollten darauf hin überprüft werden, ob auch 
künftig jeweils im bisherigen Verhältnis Investitionen, Vorleistungen und Personal für die Er­
stellung der Leistungen erforderlich sind. Veränderungen in diesem Bereich könnten durch­
aus zu Produktivitätssteigerungen führen. Schließlich gehören hierzu auch Überlegungen 
über die Arbeitsteilung bei den einzelnen Funktionen zwischen Bund, Ländern und Gemein­
den. Der Klärung der Aufgabenverteilung sollte die Bereinigung des Finanzverhältnisses fol­
gen. Ein Nachweis von steigenden Haushaltsdefiziten und von unterdurchschnittlicher Fi­
nanzkraft allein sollte nur bedingt als Indikator für einen zusätzlichen Bedarf an Finanzmitteln 
akzeptiert werden.

Eine Verkürzung der Diskussion über die Finanznöte im Föderalismus auf die Umgestal­
tung des sozialen Netzes reicht auf keinen Fall aus, um die Probleme der Länder und Ge­
meinden zu lösen. Gefordert sind vielmehr Aussagen über mittelfristige Alternativen hinsicht­
lich der Strukturen der staatlichen Aktivitäten. Die von den Arbeitnehmern und den'Unterneh- 
mungen erwartete Flexibilität in der Anpassung an die veränderten weit- und gesamtwirt­
schaftlichen Strukturen muß auch von öffentlichen Körperschaften gefordert werden. Wo 
bleiben die großen Debatten in den Parlamenten, in denen die Volksvertreter über die künftig 
sinnvoll erscheinenden und noch finanzierbaren Produktionen öffentlicher Güter diskutie­
ren?
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